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A. Einleitung 

1. Auftrag des Deutschen Bundestages 

Der Deutsche Bundestag hat am 23. Februar 1978 be-
schlossen 

a) den Bericht der Bundesregierung über Erfahrun-
gen bei der Anwendung des § 12 a des Tarifver-
tragsgesetzes (Artikel II § 1 des Heimarbeitsän-
derungsgesetzes) — Drucksache 8/716 — zur 
Kenntnis zu nehmen; 

b) folgende Entschließung anzunehmen: 
Der Deutsche Bundestag stellt mit Befriedigung 
fest, daß die Möglichkeiten zur Verbesserung der 
rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen Lage 
der arbeitnehmerähnlichen Personen mit den 
Mitteln und im Rahmen der Tarifautonomie ge-
nutzt worden sind und nach dem Stand der ge-
genwärtigen Verhandlungen voraussichtlich 
auch weiterhin genutzt werden. Der Deutsche 
Bundestag begrüßt, daß inzwischen 20 Tarifver-
träge für arbeitnehmerähnliche Personen ge-
schlossen worden sind, die bei den meisten der 
zur ARD gehörenden Rundfunk- und Fernsehan-
stalten, beim ZDF und bei Tageszeitungen be-
schäftigt sind. Die Öffnung der Tarifautonomie 
hat sich für die arbeitnehmerähnlichen Personen 
als flexibler und praktikabler Weg erwiesen, den 
Anschluß an den arbeitsrechtlichen und sozialen 
Standard der Arbeitnehmer zu finden. 

Der Deutsche Bundestag geht davon aus, daß ge-
wisse Anlaufschwierigkeiten und Auslegungs-
probleme nach längerer Anwendung des § 12 a 
TVG — auch durch die Gerichte — ausgeräumt 
werden könnten. Er bedauert allerdings, daß es 
in einigen Bereichen noch nicht zu Tarifvertrags-
verhandlungen und zu Abschlüssen gekommen 
ist. Der Deutsche Bundestag appelliert an die Ta-
rifvertragsparteien, die Anwendung des § 12 a 
TVG auch in den Bereichen zu verwirklichen, wo 
dies bisher noch nicht geschehen ist. Er bittet die 
Bundesregierung, die Sozialpartner über die 
Möglichkeiten des § 12 a TVG zu informieren. 

Die Bundesregierung wird beauftragt, im Jahre 
1981 einen weiteren Bericht über die Ausfüllung 
des § 12 a TVG vorzulegen. 

2. Grundlagen des Berichts 

Zur Vorbereitung dieses Berichts wurden Beiträge 
von folgenden Behörden, Organisationen und Ver-
bänden erbeten: 

den Ministern und Senatoren für Arbeit und Sozia-
les der Länder, 
der Rundfunkkommission der Ministerpräsiden-
ten, 
dem Bundesvorstand des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes, 
dem Bundesvorstand der Deutschen Angestellten-
Gewerkschaft, 
der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber-
verbände, 
der Industriegewerkschaft Druck und Papier, 

der Rundfunk-Fernseh-Film-Union in der Gewerk-
schaft Kunst, 

der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft, Bundes-
fachgruppe Bühne-Film-Fernsehen, 

der Gewerkschaft Deutscher Musikerzieher und 
konzertierender Künstler, 

der Genossenschaft Deutscher Bühnen-Angehöri-
ger, 

der Deutschen Orchestervereinigung e. V. im DGB, 

dem Deutschen Journalisten-Verband e. V., 

der Vereinigung der Rundfunk-, Film- und Fernseh-
schaffenden, 

dem Freien Deutschen Autorenverband, 

dem Bundesverband Deutscher Zeitungs-
verleger e. V. 

dem Verband Deutscher Zeitschriftenverleger e. V., 

dem Börsenverein des Deutschen Buchhandels, 

der Allianz Deutscher Grafik-Designer e. V. (vor-
mals Verband Arbeitnehmerähnlicher Grafik-Desi-
gner e. V.), 

dem Selbständige Design-Studios e. V., 

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, 

der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberver-
bände. 

Die Behörden, Organisationen und Verbände wur-
den gebeten, Tatsachen mitzuteilen, die aus ihrer 
Sicht für einen Bericht über die Anwendung des 
§ 12 a TVG von Bedeutung sein könnten. 

Der Bericht berücksichtigt die Entwicklung der ta-
riflichen Situation für arbeitnehmerähnliche Perso-
nen seit dem 1. Juni 1977 (Abschluß des ersten Er-
fahrungsberichts). 
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B. Weitere Erfahrungen bei der Anwendung des § 12 a TVG 

I. Allgemeine Übersicht über die derzeitige tarif-
liche Situation für arbeitnehmerähnliche Per-
sonen nach § 12 a TVG 

Nach der durch das Heimarbeitsänderungsgesetz 
vom 29. Oktober 1974 (BGBl. I S. 2879) in das Tarif-
vertragsgesetz eingefügten Vorschrift des § 12 a 
TVG können unter den dort näher geregelten Vor-
aussetzungen für die durch Dienst- oder Werkver-
träge begründeten Rechtsverhältnisse von Perso-
nen, die zwar nicht Arbeitnehmer sind, aber wirt-
schaftlich abhängig und vergleichbar einem Arbeit-
nehmer sozial schutzbedürftig sind, Tarifverträge 
abgeschlossen werden. Ob und in welcher Weise die 
von dem Gesetzgeber geschaffene Möglichkeit zum 
Abschluß von Tarifverträgen genutzt wird, liegt in 
der Hand der autonomen Tarifvertragsparteien. 

Die Tarifvertragsparteien haben von der Möglich-
keit, Tarifverträge für arbeitnehmerähnliche Perso-
nen zu schließen, zunehmend Gebrauch gemacht; 
zur Zeit sind für diesen Personenkreis insgesamt 
49 Tarifverträge in Kraft (nachträgliche Änderungs-
tarifverträge sind hierbei nicht gezählt). Dagegen 
bestanden bei Abschluß des ersten Erfahrungsbe-
richts am 1. Juni 1977 acht Tarifverträge. Die Ge-
samtzahl der einzelnen Vertragsabschlüsse (Neuab-
schlüsse und Änderungstarifverträge) beläuft sich 
auf 89. 

Das Hauptanwendungsgebiet der Tarifverträge 
liegt, wie sich schon nach dem ersten Erfahrungsbe-
richt abzeichnete, bei den Rundfunk- und Fernseh-
anstalten. Hier sind inzwischen auf Grund des § 12 a 
TVG Tarifverträge für alle Rundfunk- und Fernseh-
anstalten geschlossen worden. Tarifvertragsab-
schlüsse sind auch im Bereich der Tageszeitungen, 
der Design-Studios, des Westdeutschen Werbefern-
sehens und der Bayerischen Rundfunkwerbung zu 
verzeichnen. 

1. Abgeschlossene Tarifverträge 

Im folgenden wird eine allgemeine Übersicht über 
die bei Abschluß des vorliegenden Berichts am 
1. September 1981 bekannten gültigen Tarifverträge 
gegeben, gegliedert nach den Bereichen Rundfunk-
und Fernsehanstalten, Verlagsgewerbe und sonstige 
Bereiche. Die Tarifverträge sind in der Fassung der 
jeweils gültigen Änderungstarifverträge aufgeführt. 
Die Bezeichnung der Tarifverträge folgt der von den 
Tarifvertragsparteien gewählten. Dabei ist zu be-
achten, daß bei Tarifverträgen mit gleichlautender 
Bezeichnung die inhaltliche Ausgestaltung unter-
schiedlich sein kann; so haben Tarifvertragspar-
teien z. B. Leistungen bei Krankheit oder Bestim-
mungen über die Altersversorgung teils in Rahmen-
tarifverträgen, teils in gesonderten Durchführungs-
tarifverträgen geregelt. Parallel- bzw. Anschluß-Ta

-

rifverträge sind in der Aufstellung erwähnt, aber 
nicht unter besonderer Nummer ausgewiesen. Die 
Tarifvertragsparteien sind in Klammern bezeich-
net. *) 

a) Bei den Rundfunk- und Fernsehanstalten 

Bayerischer Rundfunk: 
(1) Rahmentarifvertrag für die  arbeitnehmerähnli-

chen Personen des Bayerischen Rundfunks 
vom 6. August/29. November 1976 (Bayerischer 
Rundfunk, RFFU, Bayerischer Journalistenver-
band, DAG) 

(2) Durchführungstarifvertrag Nr. 1 — Honorar-
fortzahlung im Krankheitsfall — vom 14. Juli 
1977 (wie unter [1]) 

(3) Durchführungstarifvertrag Nr. 2 — Zahlung 
von Zuschüssen bei Schwangerschaft — vom 
14. Juli 1977 (wie unter [1]) 

(4) Durchführungstarifvertrag Nr. 3 — Gewährung 
von bezahltem Urlaub — vom 14. Juli 1977 in der 
Fassung des Änderungstarifvertrags vom 
21. Februar 1980 (wie unter [1]) 

(5) Durchführungstarifvertrag Nr. 4 — Honorar-
rahmen Hörfunk und Fernsehen — vom 21. Fe-
bruar 1980 (wie unter [ I])  

(6) Durchführungstarifvertrag Nr. 5 — Zahlung ei-
nes Familienzuschlags — vom 21. Februar 1980 
(wie unter  [1])  

Bundesrundfunkanstalt Deutsche Welle: 
(7) Tarifvertrag für arbeitnehmerähnliche Perso-

nen der Deutschen Welle vom 16. November 
1978 (Deutsche Welle, RFFU, DJV, DAG) 

(8) Durchführungstarifvertrag Nr. 1 — Urlaubs-
tarifvertrag — vom 16. November 1978 (wie 
unter [7]) 

(9) Durchführungstarifvertrag Nr. 2 — Tarifvertrag 
über Zahlungen im Krankheitsfall — vom 
16. November 1978 (wie unter [7]) 

(10) Tarifvertrag über einen Honorarrahmen für ar-
beitnehmerähnliche Personen vom 1. Juni 1979 
(wie unter [7]) 

*) AGD Allianz Deutscher Grafik-Designer e. V. (vormals 
Verband Arbeitnehmerähnlicher Grafik-Desi-
gner e. V.) 

BDZV Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger 
e. V. 

DAG Deutsche Angestellten-Gewerkschaft 
DJV Deutscher Journalisten-Verband e. V. 
RFFU Rundfunk-Fernseh-Film-Union in der Gewerk-

schaft Kunst im Deutschen Gewerkschafts-
bund 

SDSt Selbständige Design-Studios e. V. 
VRFF Vereinigung der Rundfunk-, Film- und Fernseh-

schaffenden 
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(11) Durchführungstarifvertrag Nr. 3 - Tarifvertrag 
über die Zahlung von Altersunterstützungen - 
vom 1. Juni 1980 (wie unter [71) 

Deutschlandfunk: 
(12) Tarifvertrag für arbeitnehmerähnliche Perso-

nen im Deutschlandfunk vom 13. Juni 1978 
(Deutschlandfunk, RFFU, DJV; Anschlußtarif-
vertrag der DAG vom 16. August 1978) 

(13) Urlaubstarifvertrag für arbeitnehmerähnliche 
Personen im Deutschlandfunk vom 13. Juni 
1978 in der Fassung des Änderungstarifvertrags 
vom 24. Juni 1980 (wie unter [12], jedoch gleich

-

lautender Änderungstarifvertrag der DAG vom 
24. Juni 1980) 

(14) Vergütungstarifvertrag für arbeitnehmerähnli-
che Personen im Deutschlandfunk vom 4. Sep-
tember 1979 in der Fassung des Änderungstarif-
vertrags vom 24. Juni 1980 (Deutschlandfunk, 
RFFU, DJV; Anschlußtarifvertrag der DAG vom 
24. Juni 1980) 

Hessischer Rundfunk: 
(15) Rahmentarifvertrag für die ständigen freien 

Mitarbeiter des Hessischen Runfunks vom 
9. Februar 1976 (Hessischer Rundfunk, Hessi-
scher Journalistenverband e. V.) 

(16) Tarifvertrag über die Gewährung einer Sonder-
vergütung vom 1. Dezember 1980 in der Fassung 
des Anderungstarifvertrags vom 1. April 1981 
(Hessischer Rundfunk; Tarifgemeinschaft im 
Hessischen Rundfunk: Landesverband Hessen 
der DAG, Deutsche Orchestervereinigung, Hes-
sischer Journalistenverband e. V., RFFU) 

(17) Tarifvertrag über die Gewährung von Soziallei-
stungen vom 1. Dezember 1980 in der Fassung 
des Änderungstarifvertrags vom 1. April 1981 
(wie unter [16]) 

(18) Tarifvertrag über die Gewährung von Mindest-
honoraren vom 1. Dezember 1980 in der Fas-
sung des Änderungstarifvertrags vom 1. April 
1981 (wie unter [16]) 

(19) Tarifvertrag über Mindesthonorare für ständige 
freie Mitarbeiter des Hessischen Rundfunks 
(Anlage zum Tarifvertrag unter [18]) vom 1. De-
zember 1980 (wie unter [16]) 

(20) Tarifvertrag über die Gewährung von Bestands-
schutz vom 1. April 1981 (wie unter [16]) 

Norddeutscher Rundfunk: 
(21) Tarifvertrag für arbeitnehmerähnliche Perso-

nen des Norddeutschen Rundfunks vom 30. Sep-
tember 1977 in der Fassung der Änderungstarif-
verträge vom 1. Februar 1981 und 30. Juni 1981 
(Norddeutscher Rundfunk, RFFU, DAG, Deut-
scher Journalisten-Verband e. V. - Berufsverei-
nigung Hamburg bzw. Journalisten-Verband 
Hamburg e. V.) 

(22) Tarifvertrag über den Urlaub für arbeitnehmer-
ähnliche Personen des Norddeutschen Rund-
funks vom 30. September 1977 (Norddeutscher 
Rundfunk, RFFU, DAG, Deutscher Journali-
sten-Verband e. V. - Berufsvereinigung Ham-
burg) 

(23) Tarifvertrag über die Zahlung von Zuschüssen 
bei Schwangerschaft arbeitnehmerähnlicher 
Personen vom 30. Juni 1979 in der Fassung des 
Änderungstarifvertrags vom 30. Juni 1981 (wie 
unter [21]) 

(24) Tarifvertrag über Zahlung im Krankheitsfall 
für arbeitnehmerähnliche Personen vom 
5. März 1980 in der Fassung des Änderungstarif-
vertrags vom 30. Juni 1981 (wie unter [21]) 

Radio Bremen: 
(25) Tarifvertrag für arbeitnehmerähnliche Perso-

nen vom 20. April 1978 (Radio Bremen, RFFU) 
(26) Durchführungstarifvertrag zum Tarifvertrag 

für arbeitnehmerähnliche Personen (Urlaubsre-
gelungen) vom 20. April 1978 (wie unter [25]) 

RIAS-Berlin: 
(27) Tarifvertrag für arbeitnehmerähnliche Perso-

nen des RIAS-Berlin vom 12. April 1978 in der 
Fassung des Änderungstarifvertrags vom 4. Au-
gust 1981 (RIAS-Berlin, RFFU, Journalisten-
Verband Berlin e. V.) 

(28) Durchführungstarifvertrag vom 12. April 1978 
(Urlaubsregelungen) in der Fassung der Ände-
rungstarifverträge vom 17. Juli 1979, 23. Juni 
1980 und 4. August 1981 (wie unter [27]) 

(29) Vergütungstarifvertrag (Honorarrahmen) für 
freie Mitarbeiter vom 4. August 1981 (wie unter 
[27]) 

Saarländischer Rundfunk: 
(30) Tarifvertrag für die beim Saarländischen Rund-

funk beschäftigten arbeitnehmerähnlichen Per-
sonen vom 13. April 1978 (Saarländischer Rund-
funk, RFFU, Saarländischer Journalistenver-
band) 

Sender Freies Berlin: 
(31) Tarifvertrag für arbeitnehmerähnliche Perso-

nen des Senders Freies Berlin vom 30. Dezem-
ber 1976 in der Fassung des Änderungstarifver-
trags vom 22. Juni 1981 (Sender Freies Berlin, 
RFFU, Journalisten-Verband Berlin e. V.; gleich-
lautender Tarifvertrag mit der DAG, Landesver-
band Berlin; Änderungstarifvertrag gemeinsam 
geschlossen) 

(32) Durchführungstarifvertrag Nr. 1 - Urlaubsta-
rifvertrag - vom 30. Dezember 1976 in der Fas-
sung der Änderungstarifverträge vom 16. Juni 
1980 und 22. Juni 1981 (wie unter [31]) 

(33) Tarifvertragsvereinbarung über Mindesthono-
rare der freien Mitarbeiter des Senders Freies 
Berlin vom 7. Juli 1977, zuletzt in der Fassung 
vom 22. Juni 1981 (wie unter [31]) 

Süddeutscher Rundfunk: 

(34) Tarifvertrag für arbeitnehmerähnliche Perso-
nen vom 20. Februar 1978 in der Fassung des 
1. Ergänzungstarifvertrags vom 5. März 1979 
(Süddeutscher Rundfunk, RFFU, DAG, Landes-
verband Baden-Württemberg, Südwestdeut-
scher Journalistenverband) 
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Südwestfunk Baden-Baden: 

(35) Tarifvertrag für arbeitnehmerähnliche Perso-
nen des Südwestfunks vom 20. Juni 1977 (Süd-
westfunk, RFFU, DJV, DAG) 

(36) Urlaubstarifvertrag für arbeitnehmerähnliche 
Personen vom 20. Juni 1977 (wie unter [35]) 

Westdeutscher Rundfunk: 
(37) Tarifvertrag für arbeitnehmerähnliche Perso-

nen des Westdeutschen Rundfunks vom 1. De-
zember 1976 in der Fassung des Änderungstarif-
vertrags vom 1. Januar 1979 (Westdeutscher 
Rundfunk, RFFU, Rheinisch-Westfälischer 
Journalistenverband e. V.; Anschlußtarifvertrag 
vom 15. März 1977 mit der DAG, Landesverband 
Nordrhein-Westfalen; Änderungstarifvertrag 
gleichlautend mit der DAG, Landesverband 
Nordrhein-Westfalen)  

(38) Durchführungstarifvertrag Nr. 1 — Urlaubsta-
rifvertrag — vom 1. Dezember 1976 in der Fas-
sung des Änderungstarifvertrags vom 19. Juni 
1979 (wie unter [37]) 

(39) Durchführungstarifvertrag Nr. 2 — Tarifvertrag 
über Zahlungen bei Schwangerschaft — vom 
1. Januar 1979 (Westdeutscher Rundfunk, 
RFFU, Rheinisch-Westfälischer Journalisten-
verband e. V; gleichlautender Tarifvertrag mit 
der DAG, Landesverband Nordrhein-Westfa-
len) 

(40) Durchführungstarifvertrag Nr. 3 — Tarifvertrag 
über Altersunterstützungen — vom 1. Januar 
1979 (wie unter [39]) 

Zweites Deutsches Fernsehen: 
(41) Rahmentarifvertrag für arbeitnehmerähnliche 

Personen beim Zweiten Deutschen Fernsehen 
vom 29. April 1977 (Zweites Deutsches Fernse-
hen, RFFU, DAG, DJV, VRFF) 

(42) Durchführungstarifvertrag Nr. 1 — Urlaubsta-
rifvertrag — vom 29. April 1977 (wie unter 
[41]) 

(43) Durchführungstarifvertrag Nr. 2 — Zahlungen 
im Krankheitsfall — vom 29. April 1977 (wie un-
ter [41]) 

b) Verlagsgewerbe (Tageszeitungen) 

(44) Tarifvertrag für arbeitnehmerähnliche freie 
Journalisten an Tageszeitungen vom 25. Juni 
1981 (BDZV als Vertreter der ihm angeschlosse-
nen Mitgliedsverbände, nicht jedoch für den 
Verband Hessischer Zeitungsverleger e. V., 
DJV, DAG) 

c) Sonstige Bereiche 

Design-Studios: 
(45) Rahmentarifvertrag für arbeitnehmerähnliche 

Grafik-Designer vom 20. Dezember 1978 (SDSt, 
AGD) 

(46) Vergütungstarifvertrag für Grafik-Design-Lei-
stungen arbeitnehmerähnlicher freier Mitarbei-
ter vom 10. Juni 1981 mit Anlagen (wie unter 
[45]) 

Westdeutsche Werbefernsehen GmbH (WWF): 
(47) Tarifvertrag für arbeitnehmerähnliche Perso-

nen der WWF vom 28. Juni 1978 (Westdeutsche 
Werbefernsehen GmbH, RFFU) 

(48) Durchführungstarifvertrag Nr. 1 — Urlaubsta-
rifvertrag — vom 28. Juni 1978 (wie unter [47]) 

Bayerische Rundfunkwerbung GmbH: 
(49) Tarifvertrag für arbeitnehmerähnliche Perso-

nen bei der Bayerischen Rundfunkwerbung 
GmbH vom 16. Oktober 1979 (Bayerische Rund-
funkwerbung GmbH, RFFU) 

2: Schwebende Verhandlungen und Zwischenergeb-
nisse 

Es ergibt sich folgendes Bild: 

a) Rundfunk- und Fernsehanstalten 

Beim Westdeutschen Rundfunk steht der Abschluß 
eines Tarifvertrages über die Urheberrechte arbeit-
nehmerähnlicher Personen unmittelbar bevor. Ver-
handlungsparteien sind auf. Arbeitnehmerseite die 
Rundfunk-Fernseh-Film-Union, die Deutsche Ange-
stellten-Gewerkschaft und der Rheinisch-Westfäli-
sche Journalistenverband. Dieser Vertrag hat Mo-
dellcharakter; es ist damit zu rechnen, daß für die 
anderen Rundfunkanstalten entsprechende Tarif-
verträge abgeschlossen werden. 

Im übrigen wird zur Zeit verhandelt über einen Ta-
rifvertrag über die Honorarfortzahlung bei Schwan-
gerschaft beim Deutschlandfunk, über tarifliche Re-
gelungen über die Zahlung von Altersunterstützun-
gen und für den Fall der Berufsunfähigkeit beim 
Hessischen Rundfunk, über einen Honorarrahmen-
tarifvertrag Hörfunk und Fernsehen beim Nord-
deutschen Rundfunk, beim Südwestfunk, beim 
Westdeutschen Rundfunk und bei Radio Bremen 
und über einen Tarifvertrag über die Gewährung 
von Bestandsschutz beim Sender RIAS-Berlin. 

Die beim Zweiten Deutschen Fernsehen bestehen-
den Tarifverträge für arbeitnehmerähnliche Perso-
nen wurden gekündigt; ein Termin für die Verhand-
lungen steht nach Angaben der Rundfunkkommis-
sion der Ministerpräsidenten noch nicht fest. 

b) Buchverlagsgewerbe 

Im Bereich der Buchverlage, in dem bei Abschluß 
des ersten Erfahrungsberichts Verhandlungen noch 
nicht zu verzeichnen waren, ist es am 19. Oktober 
1978 zum Abschluß eines Rahmenvertrags zwischen 
dem Verband Deutscher Schriftsteller in der Indu-
striegewerkschaft Druck und Papier und dem Bör-
senverein des Deutschen Buchhandels gekommen. 
Dieser Rahmenvertrag ist kein Tarifvertrag im 
Sinne des Tarifvertragsgesetzes. Die Parteien haben 
sich vielmehr auf einen Normvertrag für den Ab-
schluß von Verlagsverträgen (geltend für das 
Rechtsverhältnis zwischen Verlag und Autor) geei-
nigt und sich verpflichtet, auf ihre Mitglieder einzu-
wirken, daß sie nicht ohne triftigen Grund zu Lasten 
des Autors von diesem Musterverlagsvertrag abwei- 
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chen. Zudem wurde eine Einigung erzielt, daß eine 
Vereinbarung über Regelhonorare abgeschlossen 
werden soll; außerdem soll eine Schieds- und 
Schlichtungsstelle eingerichtet werden, deren Be-
fugnisse, Satzung und Zusammensetzung Gegen-
stand eines noch zu schließenden Vertrags sind. 

c) Zeitungsverlage 

Im Bereich der Tageszeitungen konnten tarifliche 
Regelungen für arbeitnehmerähnliche Journalisten 
über soziale Leistungen wie Urlaub und Honorar-
fortzahlung im Krankheitsfall bisher nicht verein-
bart werden, obwohl sich die Gewerkschaften 
hierum bemüht haben. Der Bundesverband Deut-
scher Zeitungsverleger e. V. vertritt zu diesem Punkt 
die Auffassung, die Gewährung von Urlaub, Urlaubs-
geld oder Honorarfortzahlung im Krankheitsfall 
werde als Indiz für das tatsächliche Vorliegen einer 
Festanstellung gewertet; die tarifliche Regelung der-
artiger sozialer Leistungen diene daher nicht der Er-
haltung des Standes der freien Mitarbeiter. 

Vom Deutschen Journalisten-Verband e. V. wird kri-
tisch angemerkt, daß der Verband Hessischer Zei-
tungsverleger e. V. nicht dem bestehenden Tarifver-
trag für arbeitnehmerähnliche freie Journalisten an 
Tageszeitungen beigetreten sei, weswegen Zeitungs-
verlage in Hessen ihren freien Journalisten gerin-
gere als die in diesem Tarifvertrag vereinbarten Ho-
norarsätze zahlten. 

3. Bereiche ohne Verhandlungen 

a) Musiklehrer an Musikschulen und Lehrbeauftragte für 
Musik an Hochschulen 

Für arbeitnehmerähnliche Musiklehrer und Lehrbe-
auftragte für Musik, für die schon bei Abschluß des 
ersten Erfahrungsberichts keine Verhandlungen ge-
führt wurden, ist es auch in der Zwischenzeit nicht 
zu Tarifverhandlungen gekommen. Der Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung hat versucht, 
die in Betracht kommenden Verbände gemäß dem 
Beschluß des Deutschen Bundestages vom 23. Fe-
bruar 1978 über die Möglichkeiten des § 12 a TVG zu 
informieren. Er hatte zu diesem Zweck auf Anre-
gung der Gewerkschaft Deutscher Musikerzieher 
und konzertierender Künstler Vertreter der Tarifge-
meinschaft deutscher Länder, der Vereinigung der 
kommunalen Arbeitgeberverbände, der Gewerk-
schaft öffentliche Dienste, Transport und Verkehr, 
der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft und 
der Gewerkschaft Deutscher Musikerzieher und 
konzentrierender Künstler zu einem Informations-
gespräch am 8. November 1979 eingeladen. Das Ge-
spräch kam nicht zustande, weil die Vereinigung der 
kommunalen Arbeitgeberverbände und die Tarifge-
meinschaft deutscher Länder ihre Teilnahme mit 
der Begründung absagten, in ihrem Organisations-
bereich würden Musiklehrer nur als Arbeitnehmer 
beschäftigt; dabei ließ die Vereinigung der kommu-
nalen Arbeitgeberverbände Bereitschaft zur Teil

-

nahme an dem Gespräch erkennen, wenn ihr im ein-
zelnen dargelegt werde, daß im kommunalen Be-
reich tatsächlich Musikschullehrer auf Werkver-
tragsbasis beschäftigt würden. Nach jetzt vorliegen-
den Angaben der Gewerkschaft deutscher Musiker-
zieher und konzertierender Künstler könnten für 
etwa 800 arbeitnehmerähnliche Musikschullehrer 
im Land Berlin und für etwa 700 bis 1 000 arbeitneh-
merähnliche Lehrbeauftragte für Musik an Musik-
hochschulen, wissenschaftlichen Hochschulen, kom-
munalen Fachakademien für Musik und kommuna-
len Musikhochschulen Tarifverträge auf Grund des 
§ 12 a TVG abgeschlossen werden. Die Tarifgemein-
schaft deutscher Länder hat nun mitgeteilt, es gebe 
in ihrem Organisationsbereich — mit Ausnahme des 
Landes Berlin, wo die Beschäftigung arbeitnehmer-
ähnlicher Musikschullehrer nicht ausgeschlossen 

-werden könne — keine freien Mitarbeiter im Sinne 
des § 12 a TVG. Die Vereinigung der kommunalen 
Arbeitgeberverbände und die Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder haben bestätigt, daß in ihrem Be-
reich Tarifverträge auf Grund des § 12 a TVG nicht 
abgeschlossen worden seien und Abschlüsse auch 
nicht bevorstünden. 

b) Sonstige Bereiche 

Im Bereich der Zeitschriftenverlage ist es bislang 
nicht zu Tarifvertragsverhandlungen gekommen. 
Wie der Deutsche Journalisten-Verband e. V. mit-
teilt, hat er die Verhandlungen über einen bereits in-
tern beratenen Entwurf zurückgestellt, 

Für folgende Bereiche wurde, wie schon bei Ab-
schluß des ersten Erfahrungsberichts, über Tarifver-
tragsverhandlungen nichts bekannt: 

Rundfunksender Radio Freies Europa und Radio Li-
berty, Nachrichtenagenturen und Pressedienste. 
Gleiches gilt für die außerhalb der Rundfunk- und 
Fernsehanstalten tätigen arbeitnehmerähnlichen 
Komponisten, ausübenden Musiker und darstellen-
den Künstler. 

Wie die Tarifvertragsparteien des Grafik-Designs 
mitteilen, könnte der Abschluß von Tarifverträgen 
auf Grund des § 12 a TVG für den Bereich der Wer-
bung, des Industrie-Designs und des Foto-Designs in 
Betracht kommen. 

Il. Wesentlicher Inhalt der Tarifverträge und der 
Verhandlungen 

In diesem weiteren Erfahrungsbericht wird vor al-
lem auf die Frage eingegangen, inwieweit die Tarif-
vertragsparteien über die Ausgestaltung der Tarif-
verträge bei Abschluß des ersten Erfahrungsbe-
richts (deren wesentlicher Inhalt nachfolgend unter 
1. zusammengefaßt wird) hinaus in den neueren Ta-
rifverträgen weitere Verbesserungen zugunsten der 
sozialen Lage der arbeitnehmerähnlichen Personen 
erreichen konnten (unter 2.) oder in laufenden Tarif-
verhandlungen anstreben (unter 3.). 
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1. Inhalt der Tarifverträge bei Abschluß des ersten Er-
fahrungsberichts 

a) Rahmenbestimmungen 

Die im Bereich des Westdeutschen Rundfunks, des 
Sender Freies Berlin und des Bayerischen Rund-
funks bei Abschluß des ersten Erfahrungsberichts 
bestehenden Tarifverträge haben, was die Merk-
male der Arbeitnehmerähnlichkeit der von den Ta-
rifverträgen erfaßten Personen anbetrifft, den Rah-
men des § 12 a TVG ausgeschöpft, während der per-
sönliche Geltungsbereich der beim Hessischen 
Rundfunk abgeschlossenen Tarifverträge auf Perso-
nen beschränkt blieb, die dem Hessischen Rundfunk 
überwiegend ihre Arbeitskraft widmen und (§ 12 a 
Abs. 1 Nr. 1 TVG: „oder") vom Hessischen Rundfunk 
mehr als die Hälfte des Entgelts erhielten, das sie 
für ihre Erwerbstätigkeit insgesamt erzielten (§ 12 a 
Abs. 3 TVG: Drittel-Verdienstrelation für Künstler, 
Journalisten u. a.) 

b) Sozialleistungen 

Bei Abschluß des ersten Erfahrungsberichts bestan-
den Tarifverträge beim Bayerischen Rundfunk über 
die Gewährung von steuerfreien Zuschüssen zu ei-
ner befreienden Lebensversicherung, beim Hessi-
schen Rundfunk über die Gewährung von Honorar-
zuschüssen zu verschiedenen Versicherungen (z. B. 
Lebens-, Renten- und Unfallversicherungen) sowie 
über die Gewährung einer Sondervergütung für Er-
holungszeiten und beim Bayerischen Rundfunk 
über den Erwerb und die Aufrechterhaltung der Mit-
gliedschaft bei der Pensionskasse der Deutschen 
Rundfunkanstalten und bei dem Versorgungswerk 
der Presse. 

c) Leistungen bei Arbeitsunfähigkeit; Urlaub 

Tarifverträge über Leistungen bei Arbeitsunfähig-
keit (infolge Krankheit oder Unfall sowie bei Kuren 
oder Heilverfahren) bestanden bei Abschluß des er-
sten Erfahrungsberichts (jeweils mit unterschiedli-
cher Ausgestaltung) bereits beim Westdeutschen 
Rundfunk, beim Sender Freies Berlin und beim Hes-
sischen Rundfunk, Tarifverträge mit Urlaubsrege-
lungen (Urlaubsdauer, Urlaubsvergütung, Urlaubs-
zeitpunkt, Anrechnung und Abgeltung) beim West-
deutschen Rundfunk und beim Sender Freies Ber-
lin. 

e) Bestandsschutz 

Regelungen über die Beendigung des Beschäfti-
gungsverhältnisses zwischen dem Auftraggeber und 
der arbeitnehmerähnlichen Person enthielten Rah-
mentarifverträge für arbeitnehmerähnliche Perso-
nen des Westdeutschen Rundfunks, des Senders 
Freies Berlin und des Bayerischen Rundfunks: Be-
endigung des Beschäftigungsverhältnisses durch 
den Sender nur unter Einhaltung bestimmter Fri-
sten, beim Bayerischen Rundfunk unter Umständen 
nur aus wichtigem Grund. Entsprechende Regelun-
gen waren für den Fall, daß die bisherige Tätigkeit 
der arbeitnehmerähnlichen Person eingeschränkt 
werden sollte, vorgesehen. 

2. Inhaltliche Neugestaltung in bestehenden Tarifver-
trägen seit dem ersten Erfahrungsbericht 

Im folgenden wird lediglich auf tarifvertragliche Re-
gelungen eingegangen, die — im Vergleich zu den 
Regelungen in Tarifverträgen bei Abschluß des er-
sten Erfahrungsberichts — inhaltliche Neuerungen 
aufweisen; die zahlreichen Weiterentwicklungen 
von tarifvertraglichen Ansprüchen und die Über-
nahme von bestehenden Regelungen durch andere 
Tarifvertragsparteien bleiben außer Betracht. 

a) Rahmenbestimmungen 

Die Tarifverträge des Hessischen Rundfunks über 
die Gewährung einer Sondervergütung, von Sozial-
leistungen und von Mindesthonoraren vom 1. De-
zember 1980 haben nach den Änderungstarifverträ-
gen vom 1. April 1981 Geltung nur für Personen, die 
— im Verhältnis zu § 12 a TVG einengend — dem 
Hessischen Rundfunk überwiegend ihre Arbeits-
kraft widmen und vom Hessischen Rundfunk mehr 
als die Hälfte des Entgelts erhalten, das sie für ihre 
Erwerbstätigkeit insgesamt erzielen, zudem aber 
auch zum Hessischen Rundfunk in einem sogenann-
ten Dauerrechtsverhältnis stehen. Unter welchen 
Voraussetzungen ein solches Dauerrechtsverhältnis 
zustande kommt, bestimmt sich nach dem Tarifver-
trag über die Gewährung von Bestandsschutz vom 
1. April 1981. Das Dauerrechtsverhältnis wird durch 
einen privatrechtlichen Vertrag begründet, der auf 
Antrag zwischen dem Hessischen Rundfunk und 
dem freien Mitarbeiter abgeschlossen werden kann. 
Über den Antrag des freien Mitarbeiters, der u. a. 
nur zulässig ist, wenn der freie Mitarbeiter minde-
stens zwölf Monate für den Hessischen Rundfunk 
tätig war und dem Hessischen Rundfunk während 
dieser Zeit auf Grund eines Dienst- oder Werkver-
trages überwiegend seine Arbeitskraft gewidmet 
und vom Hessischen Rundfunk mehr als die Hälfte 
des von ihm insgesamt verdienten Entgelts erhalten 
hat, entscheidet der Intendant des Hessischen 
Rundfunks unter Beteiligung des Personalrats. 
Nach dem erwähnten Tarifvertrag hat der freie Mit-
arbeiter bei Bestehen eines Dauerrechtsverhältnis-
ses andererseits einen Beschäftigungsanspruch in 
näher bestimmten Umfang, einen Honoraranspruch 
in Höhe des Beschäftigungsanspruchs und Schutz 
vor sachlich ungerechtfertigter Beendigung des Be-
schäftigungsverhältnisses. 

Im übrigen sind die bei Abschluß des ersten Erfah-
rungsberichts in den Tarifverträgen des Westdeut-
schen Rundfunks, des Bayerischen Rundfunks und 
des Senders Freies Berlin enthaltenen Rahmenbe-
stimmungen über die wirtschaftliche Abhängigkeit 
und die soziale Schutzbedürftigkeit weitgehend von 
allen anderen Rundfunkanstalten übernommen 
worden. Vergleichbare Regelungen finden sich auch 
in den Tarifverträgen für Journalisten an Tageszei-
tungen, für arbeitnehmerähnliche Grafik-Designer 
und des Westdeutschen Werbefernsehens. 

b) Honorartarifverträge 

Seit Abschluß des ersten Erfahrungsberichts sind in 
zunehmendem Maße Honorartarifverträge für ar- 
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beitnehmerähnliche Personen geschlossen worden, 
so z. B. beim Bayerischen Rundfunk, bei der Bundes-
rundfunkanstalt Deutsche Welle, beim Deutschland-
funk, beim Hessischen Rundfunk, bei RIAS-Berlin 
und beim Sender Freies Berlin. 

Außerhalb des Bereichs der Rundfunkanstalten fin-
den sich Honorarregelungen im Tarifvertrag für 
freie Journalisten an Tageszeitungen und in den Ta-
rifververträgen für arbeitnehmerähnliche Grafik

-Designer. 

c) Sozialleistungen 

Ein anch dem ersten Erfahrungsbericht in Aussicht 
stehender Tarifvertrag des Bayerischen Rundfunks 
über die Zahlung von Zuschüssen bei Schwanger-
schaft ist inzwischen nicht nur dort, sondern auch 
beim Norddeutschen Rundfunk und beim Westdeut-
schen Rundfunk abgeschlossen worden; die Tarif-
verträge gewähren einen finanziellen Zuschuß, der 
für einen Zeitraum von sechs Wochen vor bis acht 
Wochen nach der Niederkunft (beim Westdeutschen 
Rundfunk für den Fall einer Frühgeburt zwölf Wo-
chen nach der Niederkunft) zu zahlen ist und zusam-
men mit den Leistungen der Krankenversicherung 
je Tag ein Dreihundertfünfundsechzigstel der Ver-
gütung beträgt, den die Mitarbeiterin in den letzten 
zwölf Monaten vor Beginn der Sechs-Wochen-Frist 
erzielt hat; ferner wird ein Beschäftigungsverbot für 
die Dauer der Zahlung des Zuschusses und beim 
Norddeutschen Rundfunk auch ein Verbot der Been-
digung oder Reduzierung der Beschäftigung wäh-
rend der in § 9 Abs. 1 Satz 1 des Mutterschutzgeset-
zes genannten Fristen festgelegt. Auch beim Süd-
deutschen Rundfunk ist eine Zuschußzahlung bei 
Schwangerschaft tariflich geregelt. 

Neu in den Tarifverträgen für arbeitnehmerähnli-
che Personen sind Regelungen über die Zahlung ei-
nes Familienzuschlags. Ein entsprechender Tarif-
vertrag besteht bislang nur beim Bayerischen Rund-
funk; danach kann unter bestimmten Voraussetzun-
gen für Kinder ein monatlicher Zuschlag in Höhe 
von DM 100,— gewährt werden. 

Tarifverträge über Altersunterstützungen wurden 
abgeschlossen beim Westdeutschen Rundfunk und 
bei der Bundesrundfunkanstalt Deutsche Welle. Die 
Tarifverträge sehen vor, daß ein freier Mitarbeiter 
bei Vorliegen bestimmter, bei dem jeweiligen Sen-
der erbrachter Mindestbeschäftigungszeiten ab dem 
65. Lebensjahr eine Altersunterstützung in einer 
Höhe erhält, so daß seine Jahreseinkünfte ein-
schließlich seiner Renten- und Unterstützungsein-
künfte auf Grund von Rechtsansprüchen sowie et-
waiger Zahlungen aus der Altershilfe für freie Mit-
arbeiter der Deutschen Rundfunkanstalten 
16 800 DM (bei Verheirateten 19 200 DM,, sofern 
nicht auch der Ehepartner nach diesem Tarifvertrag 
anspruchsberechtigt ist) erreichen. 

d) Urheberrechtliche Bestimmungen 

Ein Tarifvertrag für Journalisten an Tageszeitungen 
befand sich bei Abschluß des ersten Erfahrungsbe

-

richts noch im Verhandlungsstadium. Inzwischen ist 

es zu Tarifvertragsabschlüssen gekommen, die auch 
urheberrechtliche Bestimmungen enthalten; gere-
gelt wird das Nutzungsrecht des Verlags an dem Bei-
trag des Journalisten. Urheberrechtliche Regelun-
gen enthält auch der Rahmentarifvertrag für arbeit-
nehmerähnliche Grafik-Designer. 

3. Inhaltliche Neugestaltungen bei noch laufenden 
Tarifvertragsverhandlungen 

Die Verhandlungen beim Westdeutschen Rundfunk 
über einen Tarifvertrag zur Regelung von Urheber-
rechten betreten tarifpolitisches Neuland. Es sind 
Regelungen vorgesehen, wonach die Rundfunkan-
stalt befugt ist, unter bestimmten Voraussetzungen 
das Werk zu Rundfunkzwecken und zu anderen 
Zwecken zu nutzen; sie darf die Weiterübertragung 
von Rechten und die Änderung, Bearbeitung, Umge-
staltung und Übersetzung des Werks vornehmen. 
Demgegenüber soll der Mitarbeiter eine im Sende-
vertrag zu vereinbarende Vergütung als Entgelt für 
die Nutzung eines vorbestehenden Werks oder für 
die Herstellung und Nutzung eines Auftragswerks 
erhalten, jeweils unter Einräumung bestimmter 
Nutzungsrechte für die Rundfunkanstalt. 

Es ist nicht auszuschließen, daß der Tarifvertrag 
nach Zustandekommen so oder ähnlich von anderen 
Rundfunkanstalten übernommen wird. 

Ill. Auswertungen 

1. Größe des betroffenen Personenkreises 

a) Personenkreis, auf den nach § 12a TVG geschlos-
sene Tarifverträge Anwendung finden können 

Die folgenden Ausführungen über die Zahl der ar-
beitnehmerähnlichen Personen, auf die die Tarifver-
träge nach § 12 a TVG Anwendung finden können, 
beruhen überwiegend auf Schätzungen der Auftrag-
geber bzw. ihrer Verbände und der Gewerkschaf-
ten. 

Die Rundfunk-Fernseh-Film-Union schätzt die Zahl 
der potentiell unter § 12 a-Tarifverträge fallenden 
freien Mitarbeiter bei Rundfunkanstalten auf 20 000. 
Nach Mitteilung der Arbeitsgemeinschaft der öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundes-
republik Deutschland (ARD) werden im Bereich die-
ser Anstalten die tariflichen Regelungen für arbeit-
nehmerähnliche Personen auf insgesamt rd. 2 500 
Personen angewendet. Hierbei muß es sich um die 
Anwendung kraft Tarifgebundenheit handeln, da 
zugleich erwähnt wird, daß bestehende tarifliche 
Vergütungsregelungen im Interesse der Einheitlich-
keit und der Gleichbehandlung auch auf die nicht ta-
rifgebundenen freien Mitarbeiter angewendet wür-
den; deren Zahl wird von der Arbeitsgemeinschaft 
der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der 
Bundesrepublik Deutschland auf 15 000 bis 20 000 
geschätzt. Beim Zweiten Deutschen Fernsehen wer-
den ca. 400 Mitarbeiter von den Tarifverträgen er-
faßt. Der Deutsche Journalisten-Verband e. V. 
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schätzt, daß über 3 500 arbeitnehmerähnliche freie 
Mitarbeiter bei den Rundfunk- und Fernsehanstal-
ten unter die Tarifverträge fallen. 

Im Bereich der Tageszeitungen haben nach dem Er-
gebnis einer Umfrage des Bundesverbandes Deut--
scher Zeitungsverleger e. V. 1 622 Journalisten an-
gezeigt, daß sie in den Geltungsbereich des Tarifver-
trags für arbeitnehmerähnliche freie Journalisten 
an Tageszeitungen fallen. 

Nach einer Schätzung der Allianz Deutscher Grafik-
Designer e. V. finden die dort geschlossenen Tarif-
verträge bei einem Personenkreis von insgesamt rd. 
4 000 arbeitnehmerähnlichen Grafik-Designern auf 
etwa 2 000 Personen entweder kraft unmittelbarer 
Tarifbindung oder im Wege einzelvertraglicher Ver-
einbarung Anwendung. 

b) Personenkreis in Bereichen, für welche Tarifverträge 
nach § 12a TVG abgeschlossen werden könnten 

Bei den Zeitungsverlagen sind nach Angaben des 
Bundesverbandes Deutscher Zeitungsverleger e. V. 
neben den arbeitnehmerähnlichen Journalisten 
freie Mitarbeiter beispielsweise im Vertriebsbereich 
oder bei der Abonnentenwerbung tätig; Zahlenanga-
ben liegen nicht vor. 

Nach Angaben des Deutschen Journalisten-Verban-
des e. V. gibt es im Zeitschriftenbereich eine Anzahl 
von arbeitnehmerähnlichen freien Journalisten, die 
von Tarifregelungen erfaßt werden könnten, vor al-
lem bei kleinen Fachzeitschriften; die Anzahl sei je-
doch nur schwer zu ermitteln. 

Wegen der Zahl arbeitnehmerähnlicher Musikleh-
rer und Lehrbeauftragter wird auf Abschnitt B I. 3. 
verwiesen. 

2. Tarifvertragliche Regelungen, die besondere Her-
vorhebung verdienen 

Wie schon im ersten Erfahrungsbericht der Bundes-
regierung zu § 12 a TVG zum Ausdruck gekommen 
ist (vgl. dort Abschnitt B. IV. 2.), gehen die in den Ta-
rifverträgen zugunsten arbeitnehmerähnlicher Per-
sonen vereinbarten Beschäftigungsbedingungen 
zum Teil erheblich über die für diesen Personen-
kreis geltenden Bestimmungen des Bürgerlichen 
Gesetzbuches und des gesetzlichen Urlaubsrechts 
(das Bundesurlaubsgesetz gilt nach § 2 Satz 2 auch 
für arbeitnehmerähnliche Personen) hinaus oder 
begründen Ansprüche, für die bislang eine Grund-
lage kraft Rechtsvorschrift nicht vorhanden war. 

Nach Abschluß des ersten Erfahrungsberichts neu 
hinzugekommen und daher besonders zu erwähnen 
sind die bereits erwähnten Sozialleistungen (Zu-
schüsse bei Schwangerschaft, Familienzuschläge 
und Altersunterstützungen). Diese Leistungen wer-
den allein auf Grund der nach § 12 a TVG geschaffe-
nen tarifvertraglichen Regelungen gewährt; eine ge-
setzliche Grundlage für diese Sozialleistungen exi-
stiert nicht. 

Hervorzuheben sind auch tarifvertragliche Neure- 
gelungen über die Urlaubsdauer. Die Tarifverträge 

des Deutschlandfunks, des Senders Freies Berlin, 
des Westdeutschen Rundfunks und von RIAS-Berlin 
gewähren nunmehr einen Mindesturlaub von 23 (ab 
dem 40. Lebensjahr von 26) Arbeitstagen (beim Bay-
erischen Rundfunk von 22 bzw. ab dem 30. Lebens-
jahr 26 Arbeitstagen; beim Zweiten Deutschen Fern-
sehen von allgemein 24 Arbeitstagen). Nach Ansicht 
des Deutschen Journalisten-Verbandes e. V. sind die 
tarifvertraglichen Bestimmungen über die Urlaubs-
dauer für arbeitnehmerähnliche Personen weiter 
verbesserungsbedürftig. 

Nach Abschluß des ersten Erfahrungsberichts sind 
in zunehmendem Maße Honorartarifverträge ge-
schlossen worden, die dem tarifgebundenen freien 
Mitarbeiter gegenüber dem ebenfalls tarifgebunde-
nen Auftraggeber einen unabdingbaren Anspruch 
auf ein tarifliches Honorar geben, während der freie 
Mitarbeiter nach den Bestimmungen des Bürgerli-
chen Gesetzbuches (§ 305) darauf verwiesen wäre, 
das Honorar mit dem Auftraggeber „frei" auszuhan-
deln. Insbesondere die Allianz Deutscher Grafik-De-
signer e. V. hat den von ihr mit dem Selbständige De-
sign-Studios e. V. abgeschlossenen Vergütungstarif-
vertrag vom 10. Juni 1981 als sehr positiv hervorge-
hoben. 

IV. Sonderfragen 

1. Arbeitsgerichtliche Verfahren zur Feststellung der 
Arbeitnehmereigenschaft (sogenannte Festanstel-
lungsklagen) 

Von verschiedener Seite ist auf einen inneren Zu-
sammenhang zwischen der Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts zu den Kriterien des Arbeit-
nehmerbegriffs und der Weiterentwicklung und 
Praktizierung der Tarifverträge für arbeitnehmer-
ähnliche Personen bei den Rundfunkanstalten hin-
gewiesen worden. Bei dieser — allgemein als „Fest-
anstellungsrechtsprechung" bezeichneten — Ent-
scheidungspraxis des Bundesarbeitsgerichts geht es 
um folgendes: 

Das Bundesarbeitsgericht hat in ständiger Recht-
sprechung Kriterien entwickelt, anhand derer im 
Einzelfall zu beurteilen ist, ob das Beschäftigungs-
verhältnis einer Person zu einer anderen als Ar-
beitsverhältnis oder als Rechtsverhältnis eines 
freien Mitarbeiters anzusehen ist. Grundlegende Be-
deutung gewinnt hierbei die Entscheidung des Bun-
desarbeitsgerichts vom 14. Februar 1974 1 ), nach der 
ein Arbeitsverhältnis auch durch die praktische 
Durchführung und Gestaltung der Vertragsbezie-
hungen begründet werden kann, und zwar selbst 
dann, wenn die Vertragsparteien ausdrücklich ver-
einbart hatten, daß kein Arbeitsverhältnis eingegan-
gen werden solle. In weiteren Entscheidungen hat 
das Bundesarbeitsgericht darauf abgestellt, ob der 
„freie" Mitarbeiter in gleicher Weise wie ein („fest") 
angestellter Mitarbeiter einer Rundfunkanstalt tä-
tig werde (Urteile vom 3. Oktober 1975 2 ) und 2. Juni 

1) 5 AZR 298/73 in AP Nr. 12 zu § 611 BGB Abhängigkeit 
2) 5 AZR 427/74 und 5 AZR 445/74 in AP Nrn. 16 und 17 

a. a. O. 
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1976 3 ), ob der Auftraggeber über die Abwicklung des 
einzelnen Auftrags hinaus über Arbeitszeit und Ar-
beitskraft des „freien" Mitarbeiters verfüge (Urteil 
vom 8. Oktober 1975 4 )) bzw. ob der Auftraggeber 
planmäßig auf eine ständige Dienstbereitschaft des 
„freien" Mitarbeiters zurückgreife (Urteile vom 
9. März 1977 5 ) und vom 22. Juni 1977 6 )). In den Urtei-
len vom 15. März 1978 7 ) hat das Bundesarbeitsge-
richt als für die Arbeitnehmereigenschaft entschei-
dend angesehen, daß der Mitarbeiter in seiner Ar-
beit auf den Apparat der Rundfunkanstalt und auf 
ein Mitarbeiter-Team angewiesen war; wie ausge-
führt wird, konnte der Mitarbeiter seine Dienste nur 
mit Hilfe des technischen Apparats, der ihm vom 
Sender jeweils zur Verfügung gestellt wurde, und in 
einem Mitarbeiter-Team leisten. Das Bundesar-
beitsgericht spricht in einer anderen Entscheidung 
auch von der „Eingliederung in die Arbeitsorganisa-
tion" der Rundfunkanstalten; es erblickt ein Kenn-
zeichen der Arbeitnehmereigenschaft ferner darin, 
daß der Mitarbeiter seine Arbeitskraft nicht nach 
selbstgesetzten Zielen und den Bedürfnissen des 
Marktes in eigener Verantwortung verwerten kann 
(Urteil vom 23. April 1980 8)). 

Auf Grund dieser Rechtsprechung haben bei den 
Rundfunkanstalten zahlreiche Personen, die zuvor 
als „freie Mitarbeiter" behandelt worden waren, gel-
tend gemacht, daß ihr Beschäftigungsverhältnis in 
Wirklichkeit als Arbeitsverhältnis zu werten sei. Die 
Rundfunkanstalten haben daraufhin einerseits — 
auf Grund gerichtlicher Klärung des Einzelfalles 
oder auch ohne eine solche — eine große Anzahl von 
freien Mitarbeitern in ein Festanstellungsverhältnis 
als Arbeitnehmer übernommen. Andererseits hat 
der Westdeutsche Rundfunk gegen insgesamt neun 
Urteile des Bundesarbeitsgerichts und drei Urteile 
des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf aus den Jah-
ren 1977 und später, mit welchen den Klagenden der 
Status als Arbeitnehmer zuerkannt worden war, das 
Bundesverfassungsgericht mit der Verfassungsbe-
schwerde angerufen. Der Westdeutsche Rundfunk 
vertritt die Auffassung, daß die Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts gegen die Grundrechte der 
Rundfunkfreiheit, der Koalitionsfreiheit und auf 
freie Entfaltung der Persönlichkeit (Vertragsfrei-
heit) sowie gegen die Prinzipien des Vertrauens-
schutzes und der Gewaltenteilung verstoße. Nach 
Meinung des Westdeutschen Rundfunks bedeutet 
eine Rechtsprechung, die nahezu jede freie Mitar-
beit als festes Dienstverhältnis definiert, eine erheb-
liche Behinderung der eigenverantwortlichen Pro-
grammgestaltung der Rundfunkanstalten und da-
mit eine Verletzung der Programmfreiheit sowie 
eine starke Belastung der Haushalte der Rundfunk-
anstalten. — Das Bundesverfassungsgericht hat 
noch nicht entschieden. 

Die Rundfunk-Fernseh-Film-Union und der Deut

-

sche Journalisten-Verband e. V. haben mitgeteilt, 

3) 5 AZR 131/75 in AP Nr. 20 a. a. O. 
4) 5 AZR 430/74 in AP Nr. 18 a. a. O. 
5) 5 AZR 110/76 in AP Nr. 21 a. a. O. 
6) 5 AZR 753/75 in AP Nr. 22 a. a. O. 
7) 5 AZR 818/76 und 5 AZR 819/76 in AP Nrn. 25 und 26 

a. a. O. 
6 ) 5 AZR 426/79 

daß auf Grund der geschilderten Entwicklung die 
Bereitschaft der Rundfunkanstalten zum Abschluß 
weiterer Tarifverträge für arbeitnehmerähnliche 
Personen nachgelassen habe. Die Rundfunkanstal-
ten sähen sich in ihrer Erwartung getäuscht, daß als 
Folge des Abschlusses und der Anwendung von Ta-
rifverträgen auf Grund des § 12 a TVG die Zahl der 
sog. Festanstellungsklagen zurückgehen oder die ar-
beitsgerichtliche Rechtsprechung dem verbesserten 
sozialen Schutz der freien Mitarbeiter Rechnung 
tragen werde. Die Rundfunkanstalten hofften nun-
mehr auf einen Erfolg der vom Westdeutschen 
Rundfunk stellvertretend für alle Anstalten einge-
legten Verfassungsbeschwerde. 

Der Deutsche Journalisten-Verband e. V. hat ferner 
auf eine restriktive Beschäftigungspolitik der Rund-
funkanstalten gegenüber den freien Mitarbeitern 
hingewiesen: Die Anstalten beschränkten auf Grund 
besonderer administrativer Maßnahmen — auch als 
„Prognoseverfahren" bezeichnet — den Umfang der 
an den einzelnen freien Mitarbeiter vergebenen 
Aufträge. Auf diese Weise solle das „Nachwachsen" 
weiterer Ansprüche, die zur Übernahme in ein 
(festes) Arbeitsverhältnis führen könnten, verhin-
dert werden. Zum Teil würden anstelle freier Mitar-
beiter zunehmend Arbeitnehmer aus anderen Me-
dien in Nebentätigkeit zur Aufgabenerledigung her-
angezogen. 

2. Sonstige Punkte 

a) Inanspruchnahme von Rechten aus Tarifverträgen für 
arbeitnehmerähnliche Personen 

Der Deutsche Journalisten-Verband e. V. teilt mit, es 
gäbe Hinweise, daß einzelne Zeitungsverlage freie 
Journalisten möglichst nur noch in geringem Um-
fang beschäftigten, so daß die tariflichen Vorausset-
zungen für die Anwendung des maßgebenden Tarif-
vertrags nicht erfüllt werden könnten. Darüber hin-
aus wage es eine Anzahl von freien Journalisten bei 
Tageszeitungen nicht, sich auf den Tarifvertrag zu 
berufen; die Journalisten hätten Grund zu der Be-
fürchtung, daß daraufhin früher oder später ihre Be-
schäftigung eingestellt oder eingeschränkt werde. 
Der Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger 
e. V. hat in diesem Zusammenhang mitgeteilt, es 
lasse sich nicht ausschließen, daß ein freier Journa-
list in der Befürchtung, weniger Aufträge zu bekom-
men, Tatsachen für seine Tarifgebundenheit ver-
schweige. Der Verband ist der Ansicht, die Markt-
kräfte ließen sich durch einen Tarifvertrag für freie 
Mitarbeiter nur in Grenzen außer Kraft setzen. 

b) Anwendung des Begriffs der arbeitnehmerähnlichen 
Person im Sinne des § 12a TVG 

Nach Meinung des Bundesverbandes Deutscher Zei-
tungsverleger e. V. kommt es bei der Anwendung 
des Tarifvertrags für arbeitnehmerähnliche freie 
Journalisten an Tageszeitungen zu Schwierigkeiten. 
Weil die Journalistenorganisationen darauf bestan-
den hätten, sei in den persönlichen Geltungsbereich 
des Tarifvertrags die Definition der arbeitnehmer-
ähnlichen Person des § 12 a TVG übernommen wor-
den; diese sei jedoch sehr unpräzise und kaum prak-
tikabel. 
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C. Zusammenfassung 

Die seit dem ersten Bericht der Bundesregierung ge-
wonnenen weiteren Erfahrungen lassen sich wie 
folgt zusammenfassen: 

1. Während auf der Grundlage des § 12 a TVG bei 
Abschluß des ersten Erfahrungsberichts (1. Juni 
1977) acht Tarifverträge für arbeitnehmerähnli-
che Personen geschlossen worden waren, beläuft 
sich die Gesamtzahl der Tarifvertragsschlüsse 
nunmehr auf 89. Nach Abzug der Änderungs- und 
Paralleltarifverträge sind damit in insgesamt 49 
Tarifverträgen Beschäftigungsbedingungen von 
arbeitnehmerähnlichen Personen 

— bei sämtlichen Rundfunkanstalten im Be-
reich der Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundes-
republik Deutschland 

— beim Zweiten Deutschen Fernsehen 

— bei der Westdeutsche Werbefernsehen 
GmbH 

— bei der Bayerische Rundfunkwerbung 
GmbH 

— bei Tageszeitungen 

— bei Unternehmen des Grafik-Designs 

tarifvertraglich geregelt worden. 

2. Die bei Abschluß des ersten Erfahrungsberichts 
im Rundfunkbereich bestehenden tarifvertragli-
chen Regelungen für arbeitnehmerähnliche Per-
sonen über Sozialleistungen, Leistungen bei Ar-
beitsunfähigkeit, Urlaub und über den Schutz bei 
Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses 
wurden ergänzt um Honorarregelungen und wei-
tere Sozialleistungen in der Form von Zahlungen 
von Zuschüssen bei Schwangerschaft, Zahlungen 
eines Familienzuschlags und Zahlungen von Al-
tersunterstützungen. Für arbeitnehmerähnliche 
freie Journalisten an Tageszeitungen wurden ta-
rifvertragliche Regelungen über Vergütungen 
(Honorare) und die Honorarberechnung, über 
Urheberrechte und über die Beendigung der Zu-
sammenarbeit geschaffen, für arbeitnehmerähn-
liche Grafik-Designer Bestimmungen über die 
Vertragsgestaltung und Vertragsabwicklung, 
über die Vergütung und über urheberrechtliche 
Fragen. 

3. Die in den Tarifverträgen zugunsten arbeitneh-
merähnlicher Personen vereinbarten Beschäfti-
gungsbedingungen gehen zum Teil erheblich 
über die für diesen Personenkreis geltenden ge-
setzlichen Mindestbedingungen hinaus. Sie stel-
len eine Annäherung an die für Arbeitnehmer 
geltenden tarifvertraglichen Regelungen dar. 

4. Diese Tatsachen rechtfertigen die Feststellung, 
daß das von dem Gesetzgeber mit der Schaffung 
des § 12 a TVG verfolgte Ziel auf wesentlichen 

Gebieten erreicht worden ist: Die Tarifvertrags-
parteien haben von der ihnen eröffneten Mög-
lichkeit, Tarifverträge für arbeitnehmerähnliche 
Personen abzuschließen, in bedeutendem Um-
fang Gebrauch gemacht und auf diese Weise die 
rechtliche, soziale und wirtschaftliche Lage der 
arbeitnehmerähnlichen Personen im Wege der 
kollektiven Selbsthilfe verbessert. 

5. Es besteht Grund zu der Annahme, daß die beste-
henden tarifvertraglichen Regelungen für arbeit-
nehmerähnliche Personen auch künftig weiter-
entwickelt und Tarifverhandlungen, die bisher 
nur zu Teilergebnissen geführt haben, mit dem 
ernsthaften Ziel der Einigung weitergeführt wer-
den. 

6. Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn 
in Bereichen, in denen es bislang noch nicht zu 
Tarifvertragsverhandlungen gekommen ist, die 
durch § 12 a TVG geschaffene Möglichkeit zum 
Abschluß von Tarifverträgen für arbeitnehmer-
ähnliche Personen genutzt würde; dies gilt insbe-
sondere für die Beschäftigungsverhältnisse ar-
beitnehmerähnlicher Musiklehrer und arbeit-
nehmerähnlicher Journalisten bei Zeitschriften-
verlagen. 

7. Soweit Tarifvertragsparteien auf Schwierigkei-
ten hingewiesen haben, die der Geltendmachung 
von tariflichen Ansprüchen durch die einzelne 
arbeitnehmerähnliche Person entgegenwirken 
mögen, handelt es sich um Erscheinungen, die im 
Arbeitsleben in dieser oder ähnlicher Form häu-
fig zu beobachten sind. Es ist zu hoffen, daß auch 
im Bereich der arbeitnehmerähnlichen Mitarbeit 
die Geltendmachung tariflicher Ansprüche zu-
nehmend den Charakter des Selbstverständli-
chen gewinnen wird. 

8. Zu der nur in einem Fall erneuerten Kritik an der 
Fassung des § 12 a TVG — die Konkretisierung 
des Begriffs der arbeitnehmerähnlichen Person 
sei nicht hinreichend präzise — wird auf die Tat-
sache verwiesen, daß mittlerweile über 80 Tarif-
verträge auf Grund dieser Gesetzesvorschrift ge-
schlossen worden sind. Gerichtsentscheidungen 
zur Auslegung des § 12 a TVG sind, soweit er-
kennbar, noch nicht ergangen. Hierin dürfte ein 
Indiz dafür zu erblicken sein, daß insgesamt 
keine nennenswerten Schwierigkeiten in der 
Praxis bei der Anwendung und Auslegung der ge-
setzlichen Kriterien des § 12 a TVG aufgetaucht 
sind. 

9. Für den Bereich der Rundfunk- und Fernsehan-
stalten ergibt sich zur Zeit eine besondere Situa-
tion. Hier besteht mittlerweile zwar ein weitge-
hend umfassendes Netz tariflicher Regelungen 
für arbeitnehmerähnliche Personen. Der Ab-
schluß weiterer Tarifverträge scheint jedoch seit 
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einigen Jahren zu stagnieren, weil die Rundfunk-
anstalten die in den Abschluß der Tarifverträge 
gesetzten Erwartungen als nicht erfüllt ansehen: 
Abschluß und Anwendung der Tarifverträge hat 
nicht, wie von den Anstalten erwartet, Einfluß 
auf die Zahl der sog. Festanstellungsklagen vor 
den Arbeitsgerichten und auf den Inhalt der 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts ge-
habt. Die von den Rundfunkanstalten getroffe-
nen Maßnahmen, durch die das Entstehen weite-
rer Ansprüche auf Festanstellung verhindert 

werden soll, wirken sich darüber hinaus zum 
Nachteil von freien Mitarbeitern aus. 
Die Bundesregierung kann zu diesen Schwierig-
keiten nur erklären, daß deren Ursachen nicht in 
der Regelung des § 12 a TVG als solcher zu erblik-
ken sind. Angesichts der schwebenden Verfah-
ren vor dem Bundesverfassungsgericht sieht die 
Bundesregierung von einer weitergehenden Stel-
lungnahme ab; sie erhofft sich jedoch von den 
ausstehenden Entscheidungen eine Klärung der 
streitigen Grundfragen. 


